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Einleitung 
 
Zielsetzung der Arbeit ist es, einen Beitrag zur rechtshistorischen Entwicklung 
des Bundesgrenzschutzes unter Berücksichtigung der geschichtlich-politischen 
Gesamtsituation zu leisten. Besondere Betrachtung finden hierbei die Gesetzge-
bungsprozesse sowie die internen Vorgänge der Bundesadministration.  
 
Die vorliegende Analyse beschränkt sich auf den Zeitraum bis in das Jahr 1972. 
Die Errichtungsphase von der Inkraftsetzung des Grundgesetzes 1949 bis zur 
Verabschiedung des Bundesgrenzschutzgesetzes 1972 bildet einen geschlosse-
nen Themenkomplex, der die Installation und Festigung einer Bundespolizei im 
föderalen Sicherheitssystem der Bundesrepublik beschreibt. Mit dem Bundes-
grenzschutzgesetz 1972 wurde der Bundesgrenzschutz zur „Polizei des Bundes“ 
mit erweitertem Aufgabenspektrum sowie einer bedeutenderen Stellung in der 
deutschen Sicherheitsarchitektur. Zudem versucht die Arbeit dem Anspruch 
gerecht zu werden, die Gesetzgebungsprozesse und inneradministrativen Vor-
gänge so genau wie möglich zu rekonstruieren und zu untersuchen, was nur 
unter Zuhilfenahme freigegebener Aktenbestände der Parlaments-, Bundes- und 
Landesarchive möglich ist. Hierfür bildet der Zeitraum bis 1972 eine geeignete 
Grundlage, da zahlreiche Dokumente, die diese Zeitspanne betreffen, zum 
Zeitpunkt der Erstellung der Arbeit einsehbar und freigegeben waren1.  
 
Einen Schwerpunkt der Arbeit liegt in den detaillierten Untersuchungen zu den 
internen Vorgängen der Bundesregierung im Zusammenhang mit der Errichtung 
und Konsolidierung der geplanten Bundespolizei. In diesem Kontext wurden 
umfangreiche Aktenbestände im Bundesarchiv, dem Bayerischen Hauptstaatsar-
chiv, dem Institut für Zeitgeschichte, der Konrad-Adenauer-Stiftung, der 
Friedrich-Ebert-Stiftung und verschiedener sonstiger Landesarchive ausgewer-
tet. Die Verwendung dieser Dokumente, die teilweise erst vor wenigen Jahren 
freigegeben wurden und zum Teil zur damaligen Zeit der Geheimhaltung unter-
lagen, soll nicht nur eine höchstmögliche Transparenz der inneradministrativen 
Vorgänge gewährleisten, sondern neue Erkenntnisse in Bezug auf die Entwick-
lungsgeschichte des Bundesgrenzschutzes (heute Bundespolizei) liefern. 

                                            
1 Die Nutzung von Archivgut des Bundes aus einer mehr als 30 Jahre zurückliegenden 

Zeit ist auf Antrag möglich, vgl. § 5 Abs. 1 BArchG; die Schutzfristen können im Ein-
zelnen jedoch bis zu 60 Jahre betragen, vgl. § 5 Abs. 2 BArchG. 
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Besonders für die Darstellung der Vorgänge im Jahr 1949/50, als Adenauer 
versuchte, bei den Alliierten die Genehmigung für eine Bundesexekutivtruppe 
zu erhalten, war die Auswertung der Aktenbestände des Bundeskanzleramtes 
und des Bundesinnenministeriums im Bundesarchiv sehr ergiebig. Die Untersu-
chung wird in diesem Zusammenhang einerseits zeigen, dass die Installation des 
Bundesgrenzschutzes als Bundespolizei und nicht als Grenzpolizei beabsichtigt 
war sowie andererseits, dass erhebliche verfassungsrechtliche und politische 
Differenzen zu überwinden waren, um überhaupt den Bund im Bereich der 
inneren Sicherheit mit polizeilichem Vollzugspersonal ausstatten zu können. 
 
Ferner wird sich herausstellen, dass sich die Installation sowie die weiteren 
Entwicklungsschritte des Bundesgrenzschutzes in Korrelation mit bedeutsamen 
politischen Ereignissen befinden – mit anderen Worten, die Evolution des 
Bundesgrenzschutzes durch Ereignispolitik bestimmt wurde. Ereignispolitik 
beschreibt hier die politische Umsetzung von Prozessen kausal nachweisbar 
zurückgehend auf ein bestimmbares politisches Ereignis.  
 
Das Bundesverfassungsgericht hatte auf Antrag der Landesregierung von Nord-
rhein-Westfalen gemäß Art. 93 Abs. 1 Nr. 2 GG i.V.m. § 13 Nr. 6 BVerfGG zu 
überprüfen, ob die Vorschriften, durch welche dem Bundesgrenzschutz polizei-
liche Aufgaben auf den Bahnanlagen und der Schutz vor Angriffen auf die 
Sicherheit des Luftverkehrs auf Flugplätzen übertragen wurden, mit dem 
Grundgesetz vereinbar sind. Am 28. Januar 1998 entschied der zweite Senat, 
dass die Übertragung der Aufgaben der Bahnpolizei und der Luftsicherheit 
verfassungskonform gewesen war. Die sogenannte Geprägeformel („Der Bun-
desgrenzschutz darf nicht zu einer allgemeinen, mit den Landespolizeien 
konkurrierenden Bundespolizei ausgebaut werden und damit sein Gepräge als 
Polizei mit begrenzten Aufgaben verlieren.“2) war eindeutig, hatte den Zuwachs 
der Aufgaben Bahnpolizei und Luftsicherheit gerade noch geduldet und schien 
einem weiteren Ausbau den Riegel vorgeschoben zu haben. Seit der Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts hat sich der Bundesgrenzschutz jedoch in 
vielfacher Form verändert. Beginnend von der Übertragung neuer Aufgaben3 

                                            
2 BVerfGE 97, 198 (218) = NVwZ 1998, 495 (495 Ls. 2, 497). 
3 U.a. Änderung § 2 BGSG, Einfügung § 4a BGSG, vgl. Art. 6 TerrorBekämpfG (BGBl. 

I 2002, S. 365). 
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und der Übernahme neuer internationaler Engagements4 bis hin zur Umbenen-
nung in „Bundespolizei“5 erfuhr die Bundespolizei tiefgreifende Veränderungen. 
Maßgeblich beeinflusst wurde diese Forcierung durch das Terrorismusbekämp-
fungsgesetz von 2002, welches eine Reaktion auf den internationalen 
Terrorismus und die Anschläge vom 11. September 2001 war. Die Übertragung 
der Aufgaben „Bahnpolizei“ und „Luftsicherheit“ wurde im Zuge der deutschen 
Wiedervereinigung vollzogen6. Die nachfolgenden Untersuchungen werden 
zeigen, dass bereits die Forderung Adenauers nach einer Bundespolizei, die 
Überführung von Teilen des Bundesgrenzschutzes in die Bundeswehr, die 
Einführung des Kombattantenstatus und der Grenzschutzdienstpflicht sowie 
letztlich die Verabschiedung des Bundesgrenzschutzgesetzes 1972 ohne be-
stimmte politische Ereignisse schwer denkbar gewesen wären. Es besteht ein 
sichtbarer Zusammenhang zwischen signifikanten politischen Ereignissen wie 
dem Ost-West-Konflikt, der Frage nach der Wiederbewaffnung, der Notstands-
gesetzgebung 1968 und dem Auftreten des linksgerichteten Terrorismus in 
Deutschland mit der Errichtung und Konsolidierung des Bundesgrenzschutzes 
im Zeitraum von 1949 bis 1972. 
 
Die Wirkungszusammenhänge zwischen politischer Dimension als Ursache und 
praktischer Umsetzung in Form von Gesetzen werden mithilfe des Verfahrens 
der historischen Prozessanalyse untersucht. Die historische Prozessanalyse sucht 
„nach Evidenz für einen möglichst lückenlosen Verursachungsprozess zwischen 
den korrelierten Variablen und für den von der Theorie behaupteten Verursa-
chungsmechanismus“7. Die Prozessanalyse erklärt „das Phänomen als Endpunkt 
einer konkreten Verursachungskette“8.  
 
 

                                            
4 Entsendung von grenzpolizeilichen Verbindungsbeamten und Dokumentenberatern, vgl. 

Wagner, Die Polizei 2011, 97 (104); Beteiligung im Rahmen operativer FRONTEX-
Einsätze (franz. Frontières extérieures, Gemeinschaftsagentur der Europäischen Union 
für die operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen), vgl. Mrozek, DÖV 2010, 
886 ff. 

5 Gesetz zur Umbenennung des Bundesgrenzschutzes in Bundespolizei (BGBl. I 2005, 
S. 1818). 

6 Vgl. Gesetz zur Übertragung der Aufgaben der Bahnpolizei und der Luftsicherheit auf 
den Bundesgrenzschutz v. 23.01.1992 (BGBl. I 1992, S. 178). 

7 Schimmelfennig, in: Behnke/Gschwend/Schindler/Schnapp, Methoden der Politikwis-
senschaft, S. 263. 

8 Ebd., S. 265. 
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Abbildung 1: Prozessanalyse öffnet die Black Box9 
 
Der „kausale Mechanismus“, der von X ausgeht und Y hervorbringt, wird durch 
die Prozessanalyse mit den Zwischenschritten a bis e offengelegt. Es werden 
hierbei mehrere Variablen, wie etwa die politischen Akteure und deren Hand-
lungen sowie die rechts- und verwaltungswissenschaftliche Perspektive im 
Zeitverlauf analysiert. In Bezug auf die vorliegende Untersuchung ist die Ursa-
che das gesteigerte Sicherheitsbedürfnis Westdeutschlands (X), welches den 
Erlass des ersten Bundesgrenzschutzgesetzes (Y) zur Folge hatte. Der Anspruch 
der Arbeit besteht darin, mithilfe der bisher ungenutzten Archivmaterialien eine 
möglichst detaillierte und theorietestende Analyse vorzulegen, die den bisheri-
gen Forschungsstand vervollständigt sowie den Blick auf die politischen und 
inneradministrativen Aktionen in Zusammenhang mit dem vorliegenden For-
schungsgegenstand freilegt. Die Arbeit folgt einem historisch-chronologischen 
Aufbau. Der Analyse und Offenlegung der Gesetzgebungsvorgänge kommt 
hierbei besondere Bedeutung zu; diese bilden den Kernpunkt der Arbeit. 
 
Zusammenfassend werden in Bezug auf den vorliegenden Forschungsgegen-
stand folgende Thesen formuliert: 
 

 Der Ost-West-Konflikt äußerte sich in Form einer virulent gewordenen 
Bedrohung für die innere und äußere Sicherheit der Bundesrepublik, was 
zu dem Erlass des ersten Bundesgrenzschutzgesetzes führte. 

 Der Bundesgrenzschutz war nicht als Vorläufer oder Kader einer Armee 
errichtet worden. Grund für den Erlass des zweiten Bundesgrenzschutzge-
setzes waren organisatorische Schwächen während des Wiederbe-

                                            
9 Abbildung nach Schimmelfennig, in: Behnke/Gschwend/Schindler/Schnapp, Methoden 

der Politikwissenschaft, S. 265. 
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waffnungsprozesses. Die Begründung des Gesetzes basierte nicht auf ei-
ner Argumentation bezugnehmend zur inneren Sicherheit. 

 Die Eingliederung der DDR-Grenzpolizei in die NVA führte zu dem Vor-
haben, dem Bundesgrenzschutz den Kombattantenstatus zu verleihen und 
entzündete damit eine wirkungsmächtige Debatte um die Frage, ob dem 
Bundesgrenzschutz noch polizeilicher Charakter zukommt. 

 Die Ursache für die Einführung der verfassungsrechtlich bedenklichen 
Grenzschutzdienstpflicht lag ausschließlich im Personalmangel beim 
Bundesgrenzschutz begründet. 

 Die Ausflüsse der Notstandsgesetzgebung und die Bedrohung der inneren 
Sicherheit durch den linksgerichteten Terrorismus führten zum Erlass des 
Bundesgrenzschutzgesetzes 1972. 

 
Mit der Prozessanalyse verknüpft ist die generelle Fragestellung, inwieweit sich 
die einzelnen Entwicklungsschritte auf den polizeilichen Charakter des Bundes-
grenzschutzes ausgewirkt haben. Hierzu wird die These formuliert, dass dem 
Bundesgrenzschutz der polizeiliche Charakter nicht abgesprochen werden kann. 
Dies gilt auch im Zusammenhang mit der Verleihung des Kombattantenstatus 
und der Einführung der Grenzschutzdienstpflicht. Es wird darüber hinaus in 
Anknüpfung an Vorgesagtes die Hypothese aufgestellt, dass der Bundesgrenz-
schutz mit dem Gesetz 1972 seine Entwicklung zur Polizei des Bundes materiell 
abgeschlossen hat. Der Maßstab hierfür sind der im Gegensatz zum Zeitpunkt 
der Gründung 1951 gewachsene originäre Aufgabenbereich sowie die gewonne-
ne Bedeutung des Bundesgrenzschutzes für die Gewährleistung der inneren 
Sicherheit im föderalen Polizeisystem. 
 
Der Untersuchung vorangestellt ist ein theoretischer Teil, der Aufschluss dar-
über geben soll, was unter „Polizei“ zu verstehen ist und welche Bedeutung 
diese für den modernen (Bundes-)Staat hat. Da der Bundesgrenzschutz eine 
Polizeibehörde des Bundes ist, wird zudem die historische Entwicklung der 
Polizeigeschichte auf Bundesebene knapp dargestellt. Diese Prämissen sind von 
Bedeutung dafür, wie der Verfassungsgeber 1948/49 die Verteilung der Gesetz-
gebungskompetenzen zwischen Bund und Ländern auf dem Gebiet der 
Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit vorgenommen hat. Schwerpunktmä-
ßig wird hier zu untersuchen sein, wie die Gesetzgebungskompetenz über den 
Grenzschutz und andere Polizeikompetenzen im Grundgesetz Verankerung 
gefunden haben.  
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Für die erste These, dass der Ost-West-Konflikt ursächlich für die Errichtung 
des Bundesgrenzschutzes war, ist eine umfangreiche Analyse der Bedrohungs-
perzeption einschließlich der theoretischen Anbindung, was unter innerer und 
äußerer Sicherheit zu verstehen ist, erforderlich. Anschließend folgt die Unter-
suchung der hier als „Bundespolizei-Kontroverse“ bezeichneten Vorgänge im 
Jahr 1949/50. Die Analyse der Interaktion der politischen Akteure soll die 
Prozessstationen herausarbeiten, die von der Bedrohungsperzeption zur Vorstel-
lung von eigenen Sicherheitskräften auf Bundesebene geführt haben. Zentraler 
politischer Akteur im beschriebenen Prozess war Bundeskanzler Konrad 
Adenauer. Seine Initiativen und Forderungen nach einer Bundespolizei werden 
den Ursache-Wirkung-Zusammenhang zwischen dem Ost-West-Konflikt und 
der geplanten Bundespolizei bestätigen. Es wird sich jedoch weiter zeigen, dass 
der Wirkungsmechanismus nicht zur gewünschten Bundespolizei führt, sondern 
die Kausalkette aufgrund einer Vielzahl von darzulegenden Einzelereignissen im 
Erlass des ersten Gesetzes über den Bundesgrenzschutz endet.  
 
Für die zweite These, dass der Bundesgrenzschutz nicht als Kader für eine 
westdeutsche Armee gedacht war und die Ursache für die Überführung in die 
Bundeswehr organisatorische Schwierigkeiten beim Streitkräfteaufbau waren, 
ist primär die knappe Betrachtung des Remilitarisierungsprozesses von Bedeu-
tung. Es wird sich nicht nur zeigen, dass der Bundesgrenzschutz nicht als 
Vorläufer einer Streitkraft beabsichtigt war, sondern vielmehr, dass das Amt 
Blank einer Übernahme des Bundesgrenzschutzes in die Bundeswehr ablehnend 
gegenüberstand. Die Darstellung der kausalen Mechanismen, welche ausgehend 
von dieser ablehnenden Haltung dennoch eine Überführung in die Bundeswehr 
ermöglichten, ist geknüpft an die hier als „Prioritätstheorie“ bezeichnete Argu-
mentation des zentralen politischen Akteurs, Bundesinnenminister Gerhard 
Schröder. Die Prioritätstheorie, eine auf Opportunität und Bündnispolitik grün-
dende Argumentationslinie der Bundesregierung, wird die Hypothese bestätigen, 
dass nicht Überlegungen der inneren Sicherheit die Überführung in die Bundes-
wehr notwendig machten, sondern grundsätzliche sicherheitspolitische 
Überlegungen – losgelöst von der Frage nach polizeilichen Notwendigkeiten. 
 
Die dritte These geht davon aus, dass militärorganisatorische Umgliederungen in 
der DDR zu einer Neubewertung von fürsorgerechtlichen Gesichtspunkten in 
Bezug auf den Status der Bundesgrenzschutzbeamten führten. Diese Überlegun-
gen mündeten darin, dass dem Bundesgrenzschutz der Kombattantenstatus 
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verliehen werden sollte, was ihm auf den ersten Blick den polizeilichen Charak-
ter entzieht und ihn in den paramilitärischen Sektor drängt. Hierbei wird die 
Annahme vorangestellt, dass es gesellschaftliche Gruppen geben wird, die 
Einfluss auf die Entscheidung nehmen wollen, ob dem Bundgrenzschutz der 
Kombattantenstatus rechtswirksam verliehen werden kann. Zu denken ist hierbei 
besonders an Berufsvertretungsverbände. Die Untersuchung wird zeigen, dass 
unterschiedliche Berufsvertretungsverbände, einmal diejenigen, welche schwer-
punktmäßig die Landespolizeibeamten und anderseits diejenigen, welche 
überwiegend die Bundesgrenzschutzbeamten vertreten, divergierende Zielset-
zungen verfolgten und maßgeblich Einfluss auf die Prozesse und die Gestaltung 
des Gesetzgebungsvorganges nahmen. Die Gewerkschaften bedienten sich 
mehrerer renommierter Völkerrechtsexperten, welche in Form von Gutachten 
Gegenstandpunkte zur Auffassung der Bundesregierung herausarbeiteten. Im 
Archiv der Friedrich-Ebert-Stiftung, die den Nachlass der mittlerweile aufgelös-
ten Gewerkschaft ÖTV verwaltet10, fanden sich diesbezüglich zahlreiche 
wichtige, bisher unveröffentlichte Dokumente, die in der Arbeit Verwendung 
finden. Es wird sich ferner herausstellen, dass die Verleihung des Kombattan-
tenstatus dem Bundesgrenzschutz den polizeilichen Charakter nicht 
abgesprochen hat. 
 
Fortgang findet die Gesamtuntersuchung in der Analyse der Vorgänge um die 
Einführung der Grenzschutzdienstpflicht sowie der verfassungsändernden 
Gesetze im Rahmen der Notstandsgesetzgebung. Die Vorgänge um die Einfüh-
rung der Grenzschutzdienstpflicht können mithilfe zahlreicher Dokumente aus 
dem Bundesarchiv, Abteilung Bundeskanzleramt und Bundesinnenministerium, 
hinreichend rekonstruiert werden. Die vierte These geht davon aus, dass die 
Grenzschutzdienstpflicht ausschließlich deswegen eingeführt wurde, weil der 
Bundesgrenzschutz nicht die erforderliche Sollstärke erreichte. Es wird sich 
zeigen, dass diese Argumentation erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken 
aufwirft und schwer in Einklang mit dem Sinn und Zweck von Art. 12a Abs. 1 
GG zu bringen ist. Darüber hinaus wird sich zeigen, dass die Grenzschutz-
dienstpflicht, ebenso wenig wie die Verleihung des Kombattantenstatus, 
Einfluss auf den polizeilichen Charakter des Bundesgrenzschutzes hatte. 
 

                                            
10 Im Jahr 2001 fusionierte die ÖTV mit mehreren anderen Gewerkschaften zur Vereinten 

Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), vgl. Kruber, in: May, Handbuch zur ökonomi-
schen Bildung, S. 169. 
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Abschließend wird der Gesetzgebungsprozess um das Bundesgrenzschutzgesetz 
1972 untersucht. Die fünfte These geht davon aus, dass Veränderungen im 
Lagebild der inneren Sicherheit zu einem gesteigerten Bedürfnis an Polizeikräf-
ten führten. Es wird sich herausstellen, dass der Bundesgrenzschutz eine Neu-
Neuausrichtung im föderalen Sicherheitssystem der Bundesrepublik erfuhr. Das 
neue Bundesgrenzschutzgesetz bildet einen Abschlusspunkt in der Entwicklung 
hin zur Polizei des Bundes. Besonderes Augenmerk liegt in diesem Zusammen-
hang auch auf der Darstellung des Widerstandes der Landesregierungen und von 
Seiten der Gewerkschaft der Polizei gegen eine Verpolizeilichung des Bundes-
grenzschutzes. Abschließend werden die Ergebnisse der Arbeit in einer 
zusammenfassenden Bewertung dargestellt. 
 



 

Erster Teil: Theorie und Entstehungsgeschichte 
 
Die Untersuchung der Entwicklungsgeschichte des Bundesgrenzschutzes kann 
nur unter Einschluss einer historischen Betrachtung, besonders der Phase zwi-
schen 1945 und 1949, erfolgen. Einleitend ist darüber hinaus die Skizzierung der 
Polizeigeschichte auf Bundesebene seit 1871 zweckmäßig, da während den 
Beratungen des Parlamentarischen Rates im Jahr 1949/50 wiederholt Bezug auf 
die Organisationsstruktur der Polizei in der Weimarer Republik genommen 
wurde, wenn die Kompetenzen des Bundes im Bereich Polizei Gegenstand von 
Diskussionen waren. Dem vorausgehend werden in einem theoretischen Teil die 
Entstehungsgeschichte des Polizeibegriffs sowie die Bedeutung der Polizei für 
das Bestehen eines Staates erläutert. Schwerpunkt der historischen Betrachtung 
bilden der sogenannte Polizeibrief der Alliierten aus dem April 1949 sowie die 
Umsetzung desselben in das Grundgesetz. Ebenso werden die Beratungen des 
Parlamentarischen Rates detailliert dahingehend untersucht, inwieweit dem 
Bund polizeiliche Zuständigkeiten gegeben werden sollten und welche Reservat-
rechte diesbezüglich beim Bund entstanden sind. 
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§ 1 Polizei und Staatlichkeit 

A. Historische Entwicklung des Polizeibegriffs 
 
Das erste Gesetz über den Bundesgrenzschutz aus dem Jahr 1951 gab über die 
Frage, ob der Bundesgrenzschutz unter den Begriff der Polizei subsumiert 
werden kann, wenig Aufschluss. Der ersten Dienstanweisung des Bundesminis-
teriums des Inneren über die Aufgaben und Befugnisse des Bundesgrenz-
schutzes aus dem Jahr 1952 konnte entnommen werden, dass es sich bei den 
gesetzlichen Aufgaben des Bundesgrenzschutzes um sonderpolizeiliche Ermäch-
tigungen handele, die den „allgemeinen landesrechtlichen polizeilichen 
Ermächtigungen“ entsprechen11. In der amtlichen Begründung zum zweiten 
Gesetz über den Bundesgrenzschutz aus dem Jahr 1956 ist erstmals erwähnt, 
dass es sich beim Bundesgrenzschutz um eine „Sonderpolizei des Bundes“ 
handele12. 
 
Es stellte sich besonders in der Gründungsphase des Bundesgrenzschutzes die 
Frage, ob diesem eher ein militärischer als ein polizeilicher Charakter zukam. 
An anderer Stelle wird diese Thematik ausführlich behandelt13. Grundsätzlich ist 
anzumerken, dass der Begriff „Polizei“ einem weitreichenden Wandel unterzo-
gen war und eine nähere Bestimmung des Polizeibegriffs notwendig ist14. Die 
nachfolgende Darstellung der Entwicklungsgeschichte des Polizeibegriffs soll 
einleitend an die Herausbildung des heute gültigen, eigenständigen Polizeibe-
griffs hinführen, unter welchem auch der Bundesgrenzschutz eingeordnet 
werden kann15. 
 
Bezugspunkt für das heute im Sprachgebrauch verwendete Substantiv „Polizei“ 
ist das griechische Wort politeia (πολιτεία), welches, zurückgehend auf 
Aristoteles, den gesamten (Stadt-)Staat umschreibt. Da der griechische Polisstaat 
die „Urzelle des Staates war, war stadtstaatliche Verwaltung gleichbedeutend 
                                            
11 Ziff. II der DA des BMI über Aufgaben und Befugnisse des BGS v. 05.06.1953, GMBl. 

1953, S. 194. 
12 Begründung des Entwurfes zum zweiten Gesetz über den Bundesgrenzschutz, S. 1, in: 

PA-DBT 4000, II/260. 
13 Siehe hierzu S. 207 ff. 
14 Ausführlich zum etymologischen Ursprung und zur geschichtlichen Entwicklung des 

Wortes „Polizei“, Knape/Kiworr, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht für Berlin, 
S. 35 ff. 

15 Siehe hierzu S. 23 f. 

D. Parma, Installation und Konsolidierung des Bundesgrenzschutzes 1949 bis 1972,
DOI 10.1007/978-3-658-10928-8_1, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2016
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mit der Ordnung des gesamten Staatswesens“16. Die Römer übernahmen diese 
Vorstellung durch das ins Lateinische übertragene Wort „politia“. Über das 
römische Recht und die lateinische Sprache gelangte das ursprüngliche „politia“ 
durch „Aussprache des T wie Z“17 als das Wort „Policey“ – „auch polizei, 
pollicey, pollicei, policei, pollizey, pollizei, [oder] polluzey“18 in die deutsche 
Kanzleisprache. Erste Verwendungen in deutschen Texten lassen sich bis ins 15. 
Jahrhundert zurückgehend nachweisen19. Herauszustellen ist in diesem Zusam-
menhang die 1530 unter Karl V. erschienene „Reichspoliceyordnung“. In 39 
Titeln sind dort u.a. Strafvorschriften, Kleidungsvorschriften, Vorschriften über 
das Bettelwesen, Vorschriften über Sach- und Geldwucher, gewerbepolizeiliche 
Regelungen über Qualitätsnormen, Preis- und Angebotsvorschriften und Best-
immungen zu Handwerksmissbräuchen enthalten20. Diese Mannigfaltigkeit 
zeigt, dass der Begriff „Polizei“ im 16. Jahrhundert noch nicht hinreichend 
definiert war, sondern den „Zustand eines geordneten Zusammenlebens in der 
Gemeinschaft“ umschrieb21. In der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts etablierten 
Johann von Justi22 und Joseph von Sonnenfels23 die Polizeiwissenschaft mit der 
Errichtung der ersten kameralistischen Lehrstühle 1727 als wissenschaftliche 
Lehre24. Der Ausdruck „gute policey“ hielt Einzug in die deutsche Rechtsspra-
che. Dieser Begriff fungierte als Polysem und inkludierte die „gute Ordnung des 
Gemeinwesens, die darauf bezogenen Normsetzungen und Erhaltung der Ord-
nung“25 einschließlich des Wohlfahrtsgedankens26. Johann von Justi definierte 

                                            
16 Niggemeyer, in: Sievert/Schneider, Handwörterbuch der Kriminologie, Bd. 2, S. 19. 
17 Medicus, in: Bluntschli/Brater, Deutsches Staats-Wörterbuch, S. 128. 
18 Grumbach, Kurmainzer Medicinalpolicey 1650-1803, S. 3. 
19 Harnischmacher/Semerak, Deutsche Polizeigeschichte, S. 18 m.w.N.; Hähnchen, 

Rechtsgeschichte, 4. Aufl., § 8 Rn. 471 ff.; Ebel/Thielmann, Rechtsgeschichte, 
S. 229 ff. 

20 Vgl. Härter, Ius Commune 20/1993, 77. 
21 Harnischmacher/Semerak, Deutsche Polizeigeschichte, S. 17. 
22 Johann Heinrich Gottlob von Justi (1717-1771), Staatsdenker, Professor für „deutsche 

Beredsamkeit und Kameralistik“ am Theresianum Wien, von Friedrich dem Großen 
1762 als Oberaufseher der preußischen Bergwerke berufen, vgl. Beyme von, Geschichte 
der politischen Theorien, S. 171. 

23 Joseph von Sonnenfels (1733-1817), Professor für Policey- und Kameralwissenschaft an 
der Universität Wien, Hofrat, vgl. Beyme von, Geschichte der politischen Theorien, 
S. 172. 

24 Wimmer, Dynamische Verwaltungslehre, S. 6. 
25 Härter, Das Recht des Alten Reiches, in: Wendehorst/Westphal, Lesebuch altes Reich, 

S. 89. 
26 Ebel/Thielmann, Rechtsgeschichte, S. 229. 
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die „Policey“ als „Grundfeste zu der Glückseeligkeit der Staaten“27 – Johann 
Daniel Höck28 als „die Wissenschaft, durch öffentliche Anstalten und Verord-
nungen das physische und moralische Wohl der Einwohner zu befördern“29. 
Auch Robert von Mohl30 als Vertreter des liberalen Rechtsstaates übernahm 
„einen guten Teil des Arsenals der alten Wohlfahrtspolizei des 18. Jahrhun-
derts“31. In seinem erstmals 1832 erschienenen Werk „die Polizei-Wissenschaft 
nach den Grundsätzen des Rechtsstaates“ definiert er die Polizei als den „Inbe-
griff aller jener verschiedenartigen Anstalten und Einrichtungen, welche dahin 
abzwecken, durch Verwendung der allgemeinen Staatsgewalt diejenigen Hin-
dernisse der allseitigen erlaubten Entwicklung der Menschenkräfte zu 
beseitigen, welcher der Einzelne gar nicht, oder wenigstens nicht so vollständig 
zweckmäßig wegräumen könnte“32. Der Staatsrechtslehrer Johann Stephan 
Pütter33 trennte schließlich die Förderung der Wohlfahrt vom Polizeibegriff. 
Demnach sei die eigentliche Aufgabe der Polizei die Abwendung vorstehender 
Gefahren und nicht die Förderung der Wohlfahrt34. Pütter subsumierte somit den 
Begriff der Polizei maßgeblich unter die Gefahrenabwehr35. 
 

                                            
27 Justi von, Die Grundfeste zu der Macht und Glückseligkeit der Staaten, § 6, S. 7; 

Bergius, Policey- und Cameral-Magazin, Bd. 7, § 1, S. 89: „Heute zu Tage verstehet 
man durch das Wort Policey, solche innerliche Verfassungen des Staates, wodurch die 
Wohlfahrt der einzeln Familien mit dem allgemeinen Besten in Verbindung und Zu-
sammenhang gesetzt wird“. 

28 Johann Daniel Albrecht Höck (1763-1839), Professor für Philosophie und Kameralwis-
senschaften in Erlangen, preußischer Polizeidirektor, preußischer Finanzrat, vgl. Pauly, 
Die Entstehung des Polizeirechts, S. 124. 

29 Höck, Grundlinien der Polizeiwissenschaft, § 1, S. 1. 
30 Robert von Mohl (1799-1875), Staatswissenschaftler, Professor der Rechte in Heidel-

berg, Mitglied im Vorparlament 1848, Mitglied des Reichstages, vgl. Beyme von, 
Geschichte der politischen Theorien, S. 319. 

31 Habermann, Der Wohlfahrtsstaat, S. 129. 
32 Mohl von, Die Polizei-Wissenschaft nach den Grundsätzen des Rechtsstaates, S. 10. 
33 Johann Stephan Pütter (1725-1807), bedeutender Staatsrechtslehrer des 18. Jahrhun-

derts; vgl. Link, Johann Stephan Pütter, in: Loos (Hrsg.), Rechtswissenschaft in 
Göttingen, S. 75 ff. 

34 Pütter, Institutiones iuris publici Germanici, 3. Aufl., § 331, S. 353: „Ea supremae 
potestatis pars, qua exercetur cura avertendi mala futura in statu reipublicae interno in 
commune metuenda, dicitur ius politiae. […] Promovendae salutis cura proprie non est 
politiae.“ 

35 Götz, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, 13. Aufl., § 2 Rn. 10; ebenso ausführ-
lich zum Begriff der Polizei: Jellinek, Verwaltungsrecht, S. 407 ff. 
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Das preußische Allgemeine Landrecht aus dem Jahr 1794 enthielt in diesem 
Sinne eine allgemein gehaltene Umschreibung der polizeilichen Aufgaben, die 
als „polizeiliche Generalvollmacht“ bezeichnet werden kann36: 
 

„Die nöthigen Anstalten zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicher-
heit und Ordnung, und zur Abwendung der dem Publiko, oder 
einzelnen Mitgliedern desselben bevorstehenden Gefahr zu treffen, ist 
das Amt der Polizei“37. 

 
Mit § 10 II 17 ALR war jedoch keine preußische staatliche Polizei geschaffen 
worden. Dieses Ziel verfolgten nach den Niederlagen der preußischen Armee in 
den Koalitionskriegen 1806/07 die Reformer Stein38 und Hardenberg39, die den 
preußischen Staat durch Verwaltungsreformen stärken wollten. Vorbild Steins 
und Hardenbergs war der französische Staat mit einer zentralisierten Justiz und 
Verwaltung. In Preußen und auch in den anderen souveränen deutschen Staaten 
war allerdings noch das System der Patrimonialgerichtsbarkeit vorherrschend. 
Gutsbesitzer sprachen unabhängig von einem staatlichen Justizsystem Recht und 
verfügten über eine eigene gutsherrliche Polizei. Unter den Begriff Gutsherren 
waren auch die Stadträte zu subsumieren, welche gleichermaßen Patrimonialge-
richtsbarkeit ausübten40. Die „Verstaatlichung der Polizeigewalt in Preußen“ und 
die Zentralisation des Justizsystems wurden mit der Steinschen Städteordnung 
1809 und dem Gendarmerieedikt 1812 vorangetrieben41. Die Beseitigung der 
alten gewachsenen Strukturen gestaltete sich jedoch mühselig und traf auf 
Widerstand, vor allem seitens der Städte, die sich ihrer hergebrachten Rechte 
beraubt sahen42. Auch die Gutsbesitzer wehrten sich gegen das Reformvorhaben. 
                                            
36 Riege, Die preußische Polizei, S. 16. 
37 § 10 II 17, (Teil II, Titel 17, § 10), abgedruckt in: Allgemeines Landrecht für die 

Preussischen Staaten, zweiter Theil, zweiter Band, Berlin 1835. 
38 Heinrich Friedrich Karl Reichsfreiherr vom und zum Stein (1757-1831), Reformpoliti-

ker, Staatsbeamter, 1804 Minister für Steuer- und Handelswesen, 1807 „Leiter aller 
Civilangelegenheiten Preußens“, Entlassung 1808 auf Druck Napoleons, vgl. 
Hähnchen, Rechtsgeschichte, 4. Aufl., § 11 Rn. 633. 

39 Karl August Freiherr von Hardenberg (1750-1822), Staatsminister, Reformpolitiker, 
1807 auf Druck Napoleons aus dem Staatsdienst entfernt, 1810 als Staatskanzler wie-
derberufen, vgl. Hähnchen, Rechtsgeschichte, 4. Aufl., § 11 Rn. 634. 

40 O.V., Die Patrimonialgerichtsbarkeit, in ihrer, dem Gemeinwohle nachtheiligen Ver-
nunft- und Rechtswidrigkeit, S. 48. 

41 Funk, Polizei und Rechtsstaat, S. 43. 
42 Vgl. hierzu: Petschke, Zur Geschichte der allgemeinen Städteordnung, in: Zeitschrift für 

Rechtspflege und Verwaltung zunächst für das Königreich Sachsen, n.F., Bd. 7, S. 229; 


